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« k,ug « prei » : In Sarl »ru!»e und aunoärkS frei in« Hau« gettrfcrt für I».—IS . Sepnmber 1300000 M. — Einzelnummer 200 000 M . — Lnzeigengebühr : « Srundpfemng für 1 mm Höbe und «I« Siebentel
» rei« . Briese und Gelder frei. Bei Wiederholungen tariffester Rabatt , der al« « affenrabatt gilt und »ertveigert »»erde« kann, wen« nicht bimie« vier Wochen nach Emyfang der Rechnung Lahlunq erfolgt. Amt¬
lich« « »»eigen find direkt an die Gesibdftdltelleder » arttruher Zeitung, Badischer Staat »a»jeiger, Karl-Friedrichstraße14 zu senden und werde« in Bereinbarung mit dein Ministerium de» Innern berechnet. Bei «lageerbebuna.
r^ agOveiserBeitreit-erng und Konlursverfabreu Mt der Rabatt fort . Erfüllung «, »» AarlSruh«. — Im Falle »on höherer Gewalt , Streif Sperre , ilu - sperrung, Maschinenbruch, Vetkteb«sti»rung im eigenen Betrieb« ober ta
Luc« unserer Lieferanten hat de» Jufcrriit kriue Ansprüche , fall « di« Zeitung «erspStet , in beschränktem Umfang« «der nicht erscheint . — Kür telepholtische Abbestellung »on » neigen »»ird keine Gewähr übernomnien. Unver¬

langte Drutksachen und Manuskripte »»erde» nicht zurückgegebe« und e« wird keinerlei Verpflichtung zu irgeudtyelcher Vergütung übernominen. Abbestellmigen der Zeitung kann nur je bi» 2b. auf Mouawschluß erfolgen .

Verbandlungsgerückte
Eine deutfch -franzSstfche Aussprache scheint nach Pariser

Meldungen im Gang zu sein . Im Pariser Auswärtigen Amt
wird bestätigt, daß der franzüfische Botschafter de Margerir in
Berit» mit dem Reichskanzler Stresemänn in den letz¬
ten Tagen mehrere Unterredungen gehab' hat . Die
für heute angekündigte Rede Stresemanns wird dar¬
über wohl weitere Aufklärungen geben. Die . Franks . Ztg. "

warnt vor einer Überschätzung der Tragweite dessen, rvas die
fruriMsche Presse berichtet . Daß die Reichsregicrung fchoa seit
L-ochen bemüht sei, eine unmittelbare Aussprache mit Paris
und Brüssel in Gang zu bringen und eine Plattform kür eine
auch vom deutschen Standpunkt aus erträgliche Liquidation des
Fuhrunternehmens zu finden, sei bekannt. Die Frage sei nur ,
ob man in Paris eine Vereinbarung »volle. Bis jetzt vermisse
man auf französischer Seite noch iimner jedes Anzeichen dafür ,
dass man geneigt tväre, von der Forderung nach bedingittlgs»
loser Kapitulation abzuiassen. Zu irgendivelchem Optimismus
fei also kein Anlaß gegeben. Das deutsche Volk» müsse sich dar¬
über klar sein, datz ihm in den nächsten Wechen sehr Schweres
bevorstehe nnd es müsse, seine ganze Kraft zusamme, »nehmen,
um aus dieser Epoche des Druckes und der Not setne « staat¬
lichen Bestand heraus zu retten .

Der „Demokratische Zeitungsdienst " gibt eine Darstellung
der augenblicklichen Lage : „Das deutsche Volk soll und »nutz
rechtzeitig aulf die entscheidende Wendung in der Außenpolitik
vorbereitet werden, »venn es nicht nachher zu unliebsamen
Zwischenfällen kommen soll. Der Reichskanzler hat sich am
Donnerstag voriger Woche durch eingehende Besprechung mit
allen Abgeordneten der besetzten Gebiete die Zustimmung die¬
ser maßgebenden politischen Persönlichkeiten zu seinen bis¬
herigen und zu seinen -demnächstigenSchritten verschafft. Selbst
der dabei anwesende Sprecher der Deutschnationalen hat keinen
Widerspruch erhoben, sondern nur die Haltung seiner Partei
von der Stellungnahme der dentschnationalen Führer im Aus¬
wärtigen Ausschuß des Reichstages abhängig gemacht. Auch
eine Aussprache zwischen dem Reichskanzler und den Spitzen¬
vertretern der deutschen Gewerkschaftsorganisationen am Sams -
: .ig hat volle Übereinstimmung über die einzuschlagenden Wege
ergeben . Es fehlt jetzt nur noch die genaue Formulierung
und Präzisierung der deutschen Vorschläge , Mit ihr beschäftigt
üch die Reichsregierung in diesen Tagen . Dann werden auch
i ’ : Parteiführer zu den Beratungen zugezogen werden. Ob
ee r Reichstag hieraus bald einberufen wird, ist noch fraglich.
Voraussichtlich wird man damit warten , bis das deutsche An¬
gebot in Paris vorliegt. Aber auf jeden Fall wird jetzt an
ollen in Betracht kommenden Stellen aufs eiftigste daran ge¬
arbeitet, eine Verständigung »nit Frankreich zu erzielen, welche
die gequälte Rhein- und Ruhrbevölkerung befreit , feste gegen¬
seitige Garantien für einen wirklichen Frieden schasst und
Deutschland einen Ausweg aus der gegenwärtig unerträglichen
Lage, bietet, der, der Opfer wert ist , die bisher gebracht worden
sind und in Zukunft , in noch höherem Maße werden gebracht
werden müssen.

"
*

Bon deutscher Seite liegen bisher über die Besprechungen
zwischen dem Reichskanzler und dem französischen Botschafter
keine Mitteilungen vor. Ein Pariser halbamtliches Kommuni¬
que teilt mit , „daß im Laufe dieser Besprechungen von der
deutschen Regierung keinerlei Angebot gemacht worden ist und
auch nicht gemacht werden konnte, da der passive Widerstand
an der Ruhr noch nicht ausgehört habe und die französische
Regierung an ihrem Standpunkt festhalte, daß die Aufgabe
dieses Widerstandes allen Verhandlungen vorangehen müsset )

" .
In ähnlicher Weise schreib! der „Temps ". Er erklärt , daß

der Kanzler dem französischen Botschafter lediglich die Ten¬
denzen seiner Politik auseinandergesetzt habe, um dann fort¬
zufahren , die deutsche Regierung befinde sich in- einer äußerst
kritischen Situation . Weder die französische noch die belgische
Regieruiig wünsche eine Katastrophe irr Deutschland. Es sei
deshalb durchaus natürlich , daß man von deutschen Angeboten
und Verbandlungsversuchen spreche . Selbst die englische Ne »
gieruug rate der deutschen nunmehr zu einer direkten Verstän¬
digung mit Frankreich. Uber die Haltung Frankreichs der
neuen Situation gegenüber, führt das Blatt — unter aus¬
drücklicher Betonung , daß es nicht nur seine eigene Meinung
wiedergebe — aus , Frankreich habe nicht die Gewohnheit ,
öfftnnich zu verhandeln . Wenn Poincare auch wiederho t die
unavälideriichen Richtlinie»t seiner Politik in öffentlichen Re¬
den niedergelegt habe, so habe er doch gleichzeitig deutlich ge¬
nug zum Ausdruck gebracht, daß Reden die Verhandlungen
nicht überflüssig machten. Die Vorbedingung jeder Aussprache
sei nach wie vor die Einstellung des passiven Widerstandes im
Rheinland wie im Ruhrgebiet . Weder Frankreich noch Belgien
hätten irgendwelche Veranlassung , das Ende dieses Widerstan¬
des mit Konzessionen zu erkaufen, um so weniger , als diesesEnde ebenso sehr im Interesse Deutschlands selbst als in dem
seiner Gläubiger liege. Jeder Versuch , eine Diskussion über
die deutsche Zahlungsfähigkeit einzuleiten , werde in Frankreich
auf eine unübersteigbare Mauer stoßen. Der Betrag des von
Deutschland wiedergutzumachensen Schadens und dement¬
sprechend der Betrag der deutschen Schuid könne durch leine
Debatte modifiziert werden. Er sei ein für alle Mal sest-
qesetzt worden, und man habe ihn hinzunehme,i , wie er sei.
Theoretische Auseinandersetzungen darüber , was Deursckllandheute oder was es in zehn Jahren zu leisten vermöge, seien
urußige Kombinationen, und die deutsche Regierung habe keine

Zeit mehr zu verlieren, wenn sie den letzten Rest von Auto¬
rität , über Leu sie noch verfüge, retten wolle . Herr Stresemänn
hocke in seiner letzten Rede die Garantien allgemeiner Natur
erwähnt , die Deutschland den Alliierten als Ersatz für die
lokalen Pfänder im Rheinland und an der Ruhr anzubieten
bereit sei . Wenn er sich auf Vorschläge dieser Art versteife»
sollte , dann sei jede weitere Anssprache überflüssig. Poirrcare
habe bereits die Antwort darauf gegeben, daß Frankreich den
Sperling in der Hand der Taube auf dem Dache vorziehe, und
daß es nicht daran denke, seine Pfänder aufzugeben im Ans¬
tausch gegen illusorische Versprechungen. Die Frage der Sicher¬
heit endlich dürfe in keiner Weise mit dem Reparationsproblem
verquickt werden. Jeder dahingehende Versuch werde die Ver¬
handlungen aussichtslos machen .

Die wenigen unabhängigen Blätter Frankreichs üben an den
letzten Reden Poincarös scharfe Kritik. Sie erblicken darin
geradezu den Versuch , die durch das Kabinett Stresemänn ge¬
botenen Verständigungsmöglichkeiten zu sabotieren. Unter der
Überschrift „Katastrophenpolitik" schreibt der „Quotidien " :
„Frankreich habe an der Verständigung ein ebensogroßes ma¬
terielles wie moralisches Interesse , denn die Welt, deren Blicke
heute auf Paris gerichtet seien , würde es nicht mehr glauben ,
daß Frankreich keine Hintergedanken hübe, wenn es

"
sich auf

die sterile Politik der letzten Monate versteife. Die Pfänder ,
die man Poincarö angeboten habe, weise er unbesehen zurück ,
um sich an diejenigen zu halten, die in den neun Monaten ,
seit sie von Frankreich ergriffen worden seien , so gut wie
nichts ein gebracht hätten . Im „Populaire " heißt es, „Poin -
cares Verblendung und sein Eigensinn seien unverändert , und
das sei das Schlimmste von allein . Europa stehe vor einem
gefährlichen Wendepunkt. Herr Poincare selbst habe das Nahen
einer ' Katastrophe, die vielleicht die furchtbarste werden könne ,
die je über die zivilisierte Welt hereingevrochen sei, erkannt ,
aber statt zu handeln, verstehe er, sich die Hände in Unschuld
zi» waschen mit der Erklärung , daß er diese Verantwortung
ablehne.

Die englische Presse erklärt, daß die Krise der Ruhrfrage
eine Entscheidung unaufschiebbar mache . „Daily Telegraph "
erklärt offiziös, die Einstellung des passiven Widerstandes
würde die Reuprüfung einer völlig veränderten Lage bedingen,
wobei gewisse englisch-französische Schwierigkeiten weiter be¬
stünden . Die „Morning Post" fordert natürlich eine schleunige
Verständigung mit Frankreich, während der „Mauchester Guar¬
dian " ausgesprochen pessimistisch urteilt und sogar bezweifelt»
ob eine internationale Kommission zur Prüfung der Zahlungs¬
fähigkeit Deutschlands noch Zweck habe. Das Blatt befürchtet»
die englische Regierung lasse die Dinge steuerlos auf eine
Klippe zutreiben .

*
Zu der Frage der Wiederbesetzung des Postens des deutschen

Botschafters in Paris und des -deutschen Gesandten in Brüssel
schreibt die Berliner „Zeit " , daß die Wiederbesetzung beider
Posten bereits unter der Regierung Cuno erwogen worden sei .
Sie werde zum gegebenen Zeitpunkte erfolgen.

nehme«. Die auszugebeüden Golimotr« sollen zu einem hohen
Prozents -!» durch Gold und Devisen und zum weiteren Teil
durch GoldWechsel und Goldkredite ans Wirtschaftskreise» ge-
deckt lverden. >

Gegenüber unzutreffenden Berichten, welche anläßlich der
gegenwärtigen Beratung über die Währungsftage entstände«
find, wirÄ darauf hingewiefen, daß die Paptermark ihre Gel¬
tung als gesetzliches Zahlungsmittel behalte« wird. Die von
der Regierung beabsichiigten Maßnahmen sollen geeignet sei»,den Wert der Papiermark zu stützen.

Einschränkung der Devisenbanken
Der Reichskommissar für Devisenerfaffung hat eine ®erori£

nung erlassen, die nach Außerkraftsetzungdes § 1 des bisherigen
Notgesetzes bestimmt , -daß «er aüf Grund dieses Paragraphendurch die Obersten Landesbchörden im Einvernehmen mit dem
ReichswartschaftSminister als Devisenbanken zugelassene « Per -
föne» Personenvereinigungen aufhören D>svisen!dmrken zu.fern . Devisenbanken im Sinne der Gesetzgebung sind die Ban¬
ken unb Bankiers oder deren Zweigniederlassungen, die Mitgliedder an ihrem Sitze befindlichen 'Abrechnungsstelle der Reichsbank
J™5* '̂ ne °&er f*e LandeÄbehörde kann im Einvernehmen mitfeem Kommissar für Dovisenerftrfsimgwestere Banken und Ban¬kers als Devrsenbanken zulassen. Devisenbanken, die nicht Mit¬glieder erner Abrechnungsstelleder Reichsbank sind , dürfen ihrelaufenden Geschäfte mst Zahlungsmitteln oder Forderungen in
ausländischer Währung bis zum 30. September 1923 abwickeln .

Die Einschränkung verfolgt hauptsächlich den Zweck , den De-
vtsenmarkt durchsichtiger zu machen und die Kontrolle zu verein ,
fachen . c§ 5000 SEknif-cn , tDCldjc fteinbig i^ccvifenbeständ-e -an die Devisenbeschaffungsstellezu berichten hat .ten , letzt wird die Zahl dieserBanken auf 300 herabgesetzt . Der
Devif-enkom -miffar will dom „ Vorwärts " zufolge ferner die Vör.sen von gewissen unlauteren Elementen befreien. In Berlin ist
Kreits damit begonnen worden. Außerdem beabsichsigt er, dieBanken zu weitgehenden Auskünften heranzuziehen, um vorchllen Dingen erne scharfe Nachprüfung der Handelskammrrbe-
schernrgungen vorzunehmen.

Rach^
einer weiteren Verordnung brschlagnahmtder Kommissa,mit Mirkurig vom 12. September ajlle -in eigenem und fremdenGewahrsam beftndlichen Edelmetalle wie Silber , Gold und Pla¬tin -und Legierungen in Form von Münzen . Edelmetalle irlever Form , ferner Halbfabrikate, Bruch und Abfälle . Diese sinkbis 21. September anzumelden. Ausgenommen sind Gegen¬stände aus Gold und Silber , Double, sowie Fertigwaren . Einst-weilen ist jedoch nicht daran gedacht, Schmucksachen in dies-Verordnung m,t einzilbeziehen. Die Verordnung beschränkt fickw-rf genrunztes Golfe und Silber , Edelmetalle :n Barren uni™ chsend einem nicht gewerblich bearbeiteter

S *“ ." blL erK? Aufforderung keinen Erfolg Haber,wird , werden schärfere Verfügungen nicht ausblecken.

Soldnotenbank und Devisen-
erkassung

Nach all dem , was über das Goldnotenbankprojekt der
Reichsregierung verlautet , scheint man sich im Kabinett darüber
schlüssig zu sein , -daß die Errichtung der Notenbank zwar in
jeder Weise zu fördern und vorwärts zu bringen ist, -daß vor
allem die Goldwerte für die Deckung der auszugebenden Bank¬
noten zusamrmenzubringen sind, daß aber die Bank erst ür
Funktion treten kann, wenn die bekannten finanziellen Voraus¬
setzungen hierfür geschaffen find. Mit ari-deren Worten : Alle?
was iatt augenblicklichen Stadium geschehen kann, sind lediglich
Vorbereitungen . Man wird gezwungen sein, es mit der Pa -
pierwührnng weiter zu versuchen und hofft anscheinend» datz
es gelingt , die Ausgabe von Papiermark später wenigstens zu
kontingentieren . Vorerst ist infolge des neuen Sturzes der
Papierlnark ins Dadenlose sichtlich alles in feer Schwebe.

Zum Kabinettsbeschlutz über die Noteribank führt die „Franks .
Ztg ." aus : Der B-eschlutz dürste im wesentlichendaraus hinaus -

! laufen , -datz bei der Reichsbank eine Goldabtrilung geschaffen
! wird , feie feen späteren Übergang zu einer neuen Goldwährung
> vorbereiten soll Die Voraussetzung für feie Fruchtbarkeit dieser
! Vorbereitungen bleibt i,u-!i« r die unbedingte vorherige Dek-
- kung des Defizits des ReichshauShaltetz . Wir glauben anneh -
! men zu dürfen , daß sich maßgebende Persönlichkeiten dieser
\ Einsicht nicht verschließen , urid -man mutz hoffen, datz nicht miter
l feem Druck einer mit Schia-gworten arbeitenden Agitation doch
* noch Experimente mit der Währung , sei es auch in einer gegen-
, über den privaten Plänen abgeschvrächten Form , gemacht wer¬

den . Solche Experimente, die den Zusammenhang von Finan¬
zen und Währung verkennen, wären aber nicht nur fruchtlos ,
sondern schädlich, weil sie den Weg zur wirklichen Gesundung

- von neuem verbauen würden . Der Beschluß des Reichskabinetts
: läßt die Möglichkeit eines Vorgehens in der richtigen Reihen¬

folge offen.
. Wir das . „B . T ." hört, wirk» die organische Berbin -
duug der Goldnotenbank mit der ReichÄ-ank in der Form
geplant , datz die Reichsban! einen erheblichen Teil des Kapitals

- der iceuen Bank übernim 'ut und ihr einen Teil ihres Gold-
: i>estaudes zum Zwecke der Goldnotendeckung überläßt . -Die
- privaten Kreise , die sich an der neuen Bank bereiligeu , sollen

feen restlichen Teil des Kapitals -gegen Aktieneinzahlungen über »

Dolitrscke Neuigkeiten
Die Rttfirpolitik Frankreichs

Ludwigshafen a . Rh., 8. Sept . Gegen feie Sonderbunds¬
bewegung in der Pfalz wendet sich ein gemeinsamer Aufrufder pfälzischen politischen Parteien , der Bayerischen Volks¬
partei der Pfalz , der Deutschen Volksparlei, der DeutschenDemokratischen Partei und der Vereinigten Sozialdernokrati-
schen Partei der Pfalz . Der Aufruf macht darauf aufmerk¬sam , daß trotz der wiederholten feierlichen Erklärungen sämt-
lrche pfälzischen Parteien , Wirtschafts- und Berufsqruppen
gegen jeden Versuch der Losreißung des linken Rhrinufcrs undder Pfalz insbesondere, politische Abenteuerer unter Aus-
nützu -lg der wirtschaftlichen und seelischen Not mit dem aben¬
teuerlichen Gebanken der „Serbstätldigmachung", „Neutralisie¬
rung " oder „Separation "

( d. b. Abtrennung) des linken Rhein
ufers spielen . Die Agenten von Smeets und Dorten versuch¬ten neuerdings aus Plakaten , in Zeitungen und Fluchlätkern
durch landesverräterische Versprechungen die Bevölkerung zumBeitritt in die „Rhein , rep. Volksparlei" zu lodern und eine
rheinische RupuibUk zu schaffen . In den Gemeinden wollen sie
ZehneranSschüffe ausstellen, ihre Kreaturen sollen „Konsuln"
und „Ehrenräte " in der neuen Republik werden. Die Par¬
teien rufen deshalb ihre Parteifreunde und Lanlöleuie aufs
neue auf , dem Bakerlend Trene g- genüber diesem win.sigen
Bruchteile der Bevölkerung, den die Dorkenleute darstellen, zu
bewahren .

Düsseldorf, 11. Sept . Über das Schicksal des Herrn Krttpp
v. Bohlen und Halbach und der mit ihm verurteiltetn drei
Mitglieder des Krupps.heu Direktoriums, wird mitgeteilt, daß
die Meldungen unzutreffend seien , datz die Herren nach Lille
ins Gefängnis gebracht worden seien . Vorläufig bleiben Krupp
und die Direktoren weiter in Haft in Düsseldorf . Für fek vier
Herren halben die Franzosen^

die Wohnung fees Direktors deS
staatlichen Düsseldorfer Gefängnisses in der Ulmenstrahe, in
dem sie bisher zwischen den übrigen Gefangenen untergebracht
waren , beschlagnahmt und ihnen Aufenthalt in dieser Wohnung
angewiesen .

Buer , 11. Sept . Die Belgier nahmen heute in der Stadt¬
kasse alle vorhandenen Gelder in Höhe öou etwa 60 bis 70 Mil -
liarden weg. Die aus Auszahlung wartenden Erwerbslosen
wurde, » aus dem Rathaus getrieben.

Gclscn - irchen , 11 . Sept . Die Franzosen statteten heute der
i städtische-» Haupikaffe einen Besuch ab und nahmen der^ Kassen »
i bestand fort , wobei ihi »en nickt weniger als 41,0 Milliarde «
j Mark in die Hände fielen.



Cfai , 11 . Sept . Der deutsche- Gewerkfihaftsbund in . Essen
hat t« der Frage des gegenwärtigen Standes der Abwehr an
K * Rnhr Stellung genommen zu den Vorkommnisse » der letz,ten Wochen , vor allem zu dem verräterischen Verhalten ein -
»elner Bergkeute ; er wird erklärt , daß er sich, nur um einen
Mine » Vrvzentsatz vaterländisch entwurzelter und . mvrallfchverk»n»» e«er Elemente gehandelt habe . Ferner wird darauf
hmgewiesen , daß das Treiben auf die mit mindestens 10 Proz .»er Belegschaft 'tätigen Arbeiter fremder Nation aNtä « zurückzu -

Sren sei. Die bekannter» Auslassungen der sozialdemökrati-n Presse über die Bedin,u «zen für die Aufgabe des pas -
n Widerstandes werden vom deutschen Gewrrkschaftsbund« »rückgewiesen bezw . kvrrigiert . Als Bedingungen des deutschen

Gewerkschaftsbundes werden folgende Richtlinien aufgegeben :
1. Rückkehr der AuSgewiesrurn « U ihren Familien , Frei¬

lassung der Gefangener !.
2 . Schärfste Ablehnung jedes Versuches einer SchmUlrrnngder staatliche « HaheitSrechte des Reiches und die Forderungder Aufhebung der fremden Maßnahmen , die diese Rechte be¬

einträchtigen .
- 3 . Übernahme fest umgrenzter wirtschaftlicher Verpflichtun¬

gen bis zur Grenze des Mögliche «, jedoch nicht auf Grund ein¬
seitigen Diktates , sondern auf dem Wege v»n Verhandlungen .

ch
Lerlin , 11 . Sept . Der preußische Minister des Innern Se »

vering hat an alle mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeam¬
te« und an die Redakteure und Verleger des besetzten Gebiets
«inen Erlaß gerichtet in dem es u . a. heißt : Rach sieben Mo¬
naten schärfster Bedrängnis möchte ich nicht unterlassen , allen
Beteiligten/für das treue Aushalten im zähen AbwehrwillenDank und Anerkennung auszusprechen . Die Erfahrungen der
letzten 7 Monate berechtigen die Staatsregierung zu der zuver¬
sichtlichen Hoffnung , daß der besonnene Abwehrwiü « der rhei¬
nischen Bevölkerung trotz der Bedrückung « »«geschwächt fortde -
fteht , und daß alle die zahllosen Opfer an Gut und Blut , an
Leben und Freiheit nicht umsonst gebracht sind, und daß das
Rheinland und Westfalen bei Reich und Staat erhalten wer¬
den .

Die bayerische Steuerkritik
Gegen die neuen Steuern wird von allen drei bayrischen

Regierungsparteien agitiert , und alle drei haben im Landtagan die bayrische Regierung die Aufforderung gerichtet , eine
Änderung durchzusetzen . Die Bayrische Volkspartei hat in
ihren jüngsten Fraktionsberatungen sich in ihrer Kritik der
neuen Steuern auch gegen die Praxis des Reichstages ge¬wandt , durch seine Initiative Gesetze zu veranlassen und sodie Mitwirkung des Reichsrats und der Länder zu umgehen .
Eine Sabotierung der Steuergesetze wurde zwar abgelehnt ,aber Milderungen zugunsten der Landwirtschaft und des ge¬
werblichen Mittelstandes , Hinausschiebung der Steuertermine ,
Stundungen und Steuernachlässe usw . gefordert und eine Er¬
höhung der Arbeitsleistungen nach Zeit und Qualität als not¬
wendiges Gegenstück bezeichnet . Schließlich verlangt die Bay¬
rische Volkspartei eine Steuerreform auf der Grundlage der
Besteuerung des reinen Einkommens und einer Zusatzsteuer
für den Besitz, die Überweisung er Einkominensteuer an die
Länder und Gemeinden und eine Vereinfachung im Staats¬
betriebe .

Nach einer Meldung aus München hat die bayerische StaatS -
regierung mit den Führern der Koalitionsparteien verhandelt .
Die bayerische Regierung erklärte sich bereit , verschiedene An¬
regungen in Berlin mit allem Nachdruck zu vertreten . U. a,
soll verlangt werden : Unverzügliche Prüfung , ob die neuen
Steuern für alle Teile der Wirtschaft gleichmäßig tragbar sind .
Soweit eine Gefährdung einzelner Berufskreise nachweisbar
ist, muß eine entsprechende Änderung oder Milderung der
Steuern herbeigcführt werden . Die weitgehenden Befugnisse
des Reichsfinanzminifters sind auf das notwendigste Maß zu¬
rückzuschrauben . Dem Reichsrat mutz künftighin bei der Be¬
ratung und vor der Verabschiedung so einschneidender Steuer¬
gesetze das verfassungsmätzige Recht der Mitberatung unver¬
kürzt zugcstanden werden . Das Vielerlei aller möglichen
Reichssteuern mutz aufhören . An die Stelle dieses Vielerlei
find einige große Steuern zu setzen . Die Lander und die Ge¬
meinden müssen sobald wie möglich durch Überlassung der Ein¬
kommensteuer finanziell selbständig .' r gemacht werden .

Rücktritt der thüringische » Regierung
Die thüringische Regierung hat am Dienstag abend ihren

Rücktritt erklärt . Am Samslag gelangten M .tztraucnsanträge
der bürgerlichen Parteien zur Annahme , da auch die Kommu¬
nisten dafür stimmte ^ . Die .Kommumsien Hatten radikale For¬
derungen gestellt , die als Ganzes von den Sozialdemokraten
akgeiehnt wurden , wobei die Sozademokrateu auch die große
Koalition , wie sie im Reichstag besieht , äblehntrn . Die bür¬
gerlichen Parteien haben die Auflösung des Landtags bean¬
tragt .

Die politische Lage in Thüringen , wo, wie in Sachsen , eine
sozialistische Regierung von der Unterstützung der Kommunisten
abhängig loar , ist seit längerem sel-r gespannt . Der Regierung ,die von den Rechtsparteien sehr stark bekämpA wird , war neuer¬
dings auch von den Kommunisten die Gefolgsihaft aufgssagt
worden . In Gotha war die Silucuion an : vergangenen Sams¬
tag unÄ Sonntag ziemlich iri . isch. Die rechtsradikalen Ver¬
bände beabsichtigten ähnlich wie seinerzeit in Nürnberg in
Gotha , dem Zentrum der kommunistischen Partei für Thürin¬
gen , einen Deutschen Tag abzuhalien , der verboten wurde
ebenso die kommunistischen Gegendemonstration . Trotz dieses
Verbotes hatten sich aber zahlreiche Hundertschaften der Kom¬
munisten und der jungdeutschen Verbände versammelt . Am
Abend kam es zu größeren Auftritten und Zusammenstößen ,
bei denen auch Schüsse fielen und eine Anzahl Personen zum
Teil schwer verletzt wurde . Die Polizei konnte schließlich mit
Hilfe von Verstärkungen aus Weimar die auswärtigen An¬
hänger der beiden Parteien ^ trennt in die Züge bringen .

Auch die Wirtschafts age ist sehr ernst . Es laufen sehr viele
Anträge auf Stillegung von Industriebetrieben ein .

Im italienifch -griethischerr Konflikt
ist nun die Frage der Räumung Korfus akut . Tie Bot¬
schafterkonferenz ist in ihrer Mehrheit dafür , daß diese Räu¬
mung zu erfolgen habe , sobald Griechenland die Entscheidung
der Konferenz angenommen hat . Mussolini hat aber in diesen
Tagen der Botschafterkonferenz erklärt , daß die Räumung erst ,wenn Griechenland alle verlangten Reparationen voll und end .
gültig zur Ausführung gebracht hat , d . h. nach Bestrafung der
Attentäter erfolgen könne , was einen Aufschub um Monate be¬
deuten kann , da die noch gar nicht ermittelten Mörder in dem
wilden unzugänglichen Gcbirgsland ergriffen werden müßten .Der Beschluß der Borschafterkonferenz lautet nun : „Tie Räu¬
mung soll erfolgen , sobald die alliierte Überwachungskommission
sich an Ort und Stelle davon überzeugt hat , daß die griechische
Regierung alles in ihren Kräften stehende tut , um der Mörder
habhaft zu werden .

" Diese Formel ist Mussolini telegraphischübermittelt worden und man erwartet seine Antwort .
*

Im Fiumestreit hat die Belgrader Negierung bei der italie¬
nischen Regierung eine Verlängerung der in dem Ultimatum mit
Bezug auf die Frage von Fiume gestellten Frist , dir am 15.September abläuft , verlangt . Sie begründet ilw Gesuch damit , idaß es , um die Verhandlungen fortsetzen zu können , nötig sei, !

r « ne längere Frist zu erhalten , um die Frage der Vermittelung- des Schweizer Bundesrates zu unterwerfe « .
! Der Umstand » daß

'
der französische A '

arschalh Franset stEspe -raq Soniwbeiid glrichzciilg mit Pa 'wetsch nach Jugoslawien ab.I gereist ist, wird in Pmsistx . politischest Kpeistiz als - sittlicherWink an die Adresse Italiens auf gefaßt . Die Reife des Däar -fchails war feit langem geplant ; aber es ist klar , -daß eip Vor ,
„wand für .eipe kleine Verschiebung leicht zu .ftvdep gewesen war -,falls Frankreich einen solchen im Hinblick auf den 15. Septemberdas für Fiume wichtige Datum , gewünscht hätte . Man sieht in
- dem Verzicht auf ein « derartige Verschiebung einen Beweis da¬für , daß Frankreich an die Seite Jugoslawiens treten würde ,wenn Italien , mnen Vorstoß in der Fiumesrage unternehmensbllte In Pariser unterrichteten Kreisen wird versichert , Poln »rarö habe die italienische Regierung darüber unzweideutig auf .geklart .

Der Völkerbund « « d Frankreich
London , 10. Sept . Der „Observer " schreibt über das Fiaskodon Elens : Di « historische Freundschaft zwischen England undItalien habe eine » solchen Schlag erhalten , daß es langedauern werde , bis sie sich davon erholen würde . Die diploma¬tische Grundlage der neuen britischen Politik in bezug aus das

Ruhrgüftet wurde zerstört . Rom sei gezwungen , Paris mehrUnterstützung in der Ruhrfrage zu geben im Austausch gegendie Unterstützung , die Paris Rom in der italienisch -griechischenFrage gebe . Der augenblickliche Völkerbund sei dem Selbst¬mord nahe gekommen . In keiner Frage wagte der Völker¬bund gegen Frankreich auszutreten . Er stand beiseite , währenddas Ruhrelend sich acht Monate hinfchlsppte und weit mehrTötungen von Menschen , die ebenso unschuldig waren , wiedie Opfer vor Korfu , verursachte und unzählige Leiden und
Schätzest verbreitet «. Wenn es lernt Ruhrinvasion gegebenhätte , hätte auch keine Beschießung Korfus stattgefunden . DieFrage von Leben und Tod für Europa sei , ob der Völkerbundvon dem, was er jetzt ist, zu dem gemacht werden soll, was erfein müsse . Der Völkerbund werde niemals seines Namensoder feiner vitalen Zwecke fähig sein können , bevor er nichtDeutschland und Rußland unter gleichen Bedingungeu zu sei¬nen Mitgliedern zähle .

*
. Nach einer Meldung aus Genf hat die litauische Regierungdie Völkerbundsversammlung ersucht , dem ständigen inter¬nationalen Gerichtshof folgende Frage vorzulegen , die sich aufdie Entscheidung des Völkerbundsrates im litauisch -polnischenKonflikt bezieht : Sind die Beschlüsse des Völkerbundsrates , dienur von einem Teil der streitenden Parteien angenommenwurden , dem anderen Teil , der sie verworfen hat , rechtsgültigund setzt sich der ablehnende Teil , wenn er nach der im Wöl-

kerbundspakt festgesetzten Frist den Krieg erklärt , den Sank¬tionen aus Artikel 16 aus ?

Dandel mid Wirtschaft
Berliner Devifsirnotteru « ge»»

am 12 . September vorbörSlich
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Hrurze Wacftncbten
Der preußische Landtag hat am Dienstag seine Tätigkeitwieder ausgenommen und nahm verschiedene kleinere Vor¬

lagen an . Die Kommunisten hielten Agitationsreden und setz¬ten es durch , daß die im Hause anwesenden Betriebs - und Er -
werbSlosenräte im Plenum gehört wurden . Als deren An¬
träge abgelehnt wurden , gab es auf den Tribünen , die schließ¬
lich geräumt wurden , ohrenbetäubende Lärmszenen ,

Zusammenstöße in DreSderu Zu schweren Zusammenstößenist es in Dresden gekommen . Vor dem Rathaus bedrängteein van dem berüchtigten Agitator Bellmann geführter De -
monstrationszug der sogenannten revolutionären Erwerbs¬
losen die Polizei , die mit Steinen beworfen wurde , so daß
sie sich gezwungen sah , nach einigen Schreckschüssen scharfe
Schüsse abzugeben . Die Demonstranten hatten dabei acht Ver¬
wundete , von denen einer in Lebensgefahr schwebt. Die Lä¬
den im Stadtzentrum sind geschlossen. Am Nachmittag dran¬
gen Demonstranten in die Druckerei und die Redaktionsräume
der „Dresdner Neuesten Nachrichten " und verlangte den Wi¬
derruf eines ihnen mißliebigen Berichts durch Extrablatt . Den
ganzen Dienstag über zogen Trupps durch die Straßen .

Berständigung im Zeigner -Konflikt ? Der Konflikt zwischendem Ministerpräsidenten Tr . Zeigner und dem Reichswehr¬
minister Dr . Geßler , der soviel Staub aufgewirbelt hat , scheint
sich, wie die „Voss. Ztg . " meldet , augenblicklich einem Ausgleich
Ansteigen zu wollen . Man hat anscheinend jetzt aus beiden
Seiten den guten Willen , den so sehr unerquicklichen Konflikt
im Rahmen einer nochmaligen Aussprache zwischen den betei¬
ligten Personen in Berlin zu lösen .

A'.'.s -anbStrlegramrne . Die Vervielfältigungszahl für Tele¬
grammgebühren nach dem Auslande beträgt seit 8. d . Mts .11000 000 , die Wortgebühr für Österreich und Tschechoslowakei292 000, für Ungarn 842 000 Mark .

Ein russisches Dementi . In Berliner russischen Kreisen waren
Gerüchte verbreitet , dir von einem Umsturz in Moskau und
von einem Attentat gegen Trotzki sprachen . Die Berliner Sow¬
jetvertretung teilt dazu mit , es handle sich um eine Hetzmel -
duug aus trüber Quelle .

Todesstrafe gegen einen französischen Spion in Rußland . Das
Oberste Gericht in Moskau fällte das Urteil im Prozeß des
Franzosen de Toururfort . Dieser hatte seit Jahren der fran¬
zösischen Regierung als Spion in Sowjetrußland gedient . DaS
Urteil lautete auf Todesstrafe mit Ausschluß jeglicher Amnestie .

Die Anklage gegen das bulgarische Kabinett Stambulinski .Dem Gericht in Sofia wurde jetzt die Anklageschrift gegen die
Mitglieder der Regierung Stambulinski übergeben . Die An¬
klage lautet aus Hochverrat . Von den in Bulgarien verblie¬benen Ministern sind aber alle außer Bedkoff ums Leben ge¬kommen . Infolgedessen kann nur er allein vor Gericht gestelltwerden .

Spanien und Marokko . Nach einer Meldung des „ Matin "
aus Madrid baben die spanischen Gewerkschaften beschlossen,den Generalstreik auszurufen , wenn die Feindseligkeiten inMarokko wieder beginnen sollten .

Ladische THebersicbt
Die badische Landesindexziffer

Die Landesindexziffer für die Lebenshaltungskosten (ohne
Bekleidung ) stellt sich nach den Berechnungen des StatistischenLandesamts vom 10. Sept . auf 4014 444,49 (1913/14 — 1 ) .Die Steigerung gegenüber der Vorwoche (1548 659,47 ) beträgtsomit 159,2 Prozent .

Hrurze IRacftricbten aus Waden
Die Schlüsselzahl des Badischen Einzelhandels vom 12. Sep -tembcr beträgt 1 980 000.
Der Badische Bolkskirchenbund evangelischer Soz -akisten hältseine diesjährige Landesversammlung am 29 . und 30 . Septem ,ber in Karlsruhe ab . Als Redner sind Pfarrer Eckart von

MeerSburg und Uuiversitätsvroiesior Dr . Ehrenberg von Hei¬delberg bestellt .
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Die kleine Ziffer bedeutet die Zute

Wertbeständige Anlagen
Zur Anlage jür Mündelgelder and «Is meribeftSni-ig« Essekc,find zugelassen :

Letzter Kurs : ( irt Tausend Mark )
5°/0 Badische Kohlen wert Anleihe . . . . . . ca . 3500 *06% Mannheimer Kohlenwert -Anleihe . . . . . ca . 3400005% Rhein -Mai,i -Douau -Gold - Anleihe . — ,7 a/0 Neckarweike Goldanleihe . —
5“/„ Preußische Kali -Anleihe pro 100 kg . ■ —
5°/o Sächsische l>!oggei !-An leihe pro Ztr . . . . ca . 600995#/0 Süddeutsche F stwcrlbunr -Oblig . ca . 30090
Dollarschahanweisungen des Deutschen Reichs . . .

Ferner nc »ne :i wir noch die nicht mündeisichere
5°/0 wertbeständige Anleihe Freudenberg Curl ,G - m - b- H ., Lederfab rik Weinheim . . . . ca . 17000

Der Dollar hundert Millionen . Im heurigen yori -örslichenVerkehr hat in Berlin der Dollar hundert Millionen Marl ge.kostet. Eine solche Zahl ist selbst bei größleni Pessimismusnicht berechtigt . Die „ Franks . Ztg .
" weist darauf hin , daß inden letzten Tagen auffallender Weise mehrfach die Bewertungder Mark im Jnlande sich ganz wesentlich von der Bewertung ,die ihr das Ausland zuteil werden ließ , unterschied . Regelmäßig-stand ider Markpreis des Auslandes stark über der Jnncnbewer -tung , die die Mark erfuhr . So — um ein Beispiel anzuführen— stellte Newyork am 10. d . M . den Dollar einem Betrage vor»etwa 40 Millionen Mark gleich, loährerkd ani gleichen A ^eudin Deutschland der Dollarwert 60 Millionen Mark war und am11. früh noch über dieses Niveau erheblich Hinausstieg . In die.sen sich wiederholenden Preisdifferenzen kann man den Gradder Panik erkennen , der den deutschen Währungsmarkt ergrif¬fen hat . Daß die Mark — wenn auch in bescheidenen Mengen— im AuAande höher bewertet wird als bei uns , hat seineUrsache in der valutarisch fast verzweifelten Stimmung , die,zumal angesichts der neuen Währungsprojekte und des Krisezulstandes des Ruhrkampies , den Massennotenausstoß derReichsbank zu einem sehr großen Teile sofort in Devisenflüchten läßt — eine Konversion , an der sich besonders das mirden „Ruhrgeldern " bedachte Gebiet leider mit größter Inten¬sität beteiligt . Die Preisdistanz der Mark zwischen Newyorkund Berlin fft ein klares Zeichen der völligen Unhaltbarkeitunserer Währungs - und FinanzverhMnisse .

VerscbLedenes .
Notgelvschwindel einer AktiengeseUsäraft

Aus dem Rheinland melden die Blätter , daß die Bergbau -
Aktiengesellschaft Ruhr und Lippe für 50 Milliarden Notgeldausgegeben hat , ohne dafür Deckung zu haben . Dis Direktorensind verhaftet worden . Die Untersuchung , die sich zunächst ausdie verbotswidrige Ausgabe des Notgelds erstreckte, erbrachteden Verdacht eines großzügig angelegten Betrugs . Die ver¬hafteten Direktoren haben die unterlassene Deckung des Not¬geldbetrages trotz mehrfacher Aufforderung nicht nachgeholi .öffenbar , weil sie dazu nicht in der Lage waren und weil siedie Ausgabe von Notgeldscheinen z -ir Finanzierung ihres Un¬ternehmens , nicht aber zur Abhiffe eines Mangels an Zah¬lungsmitteln trotz ausreichenden Konten ins Werk gesetzt habm .Voraussichtlich werden geschädigt sein diejenigen , die im Ver¬trauen auf das Vorhandensein einer Deckung das Notgeld an¬genommen haben . Infolge rechtzeitiger Anzeige der Handels¬kammer Bochum bei der Staatsanwaltschaft konnten noch 20Milliarden vor der Ausgabe beschlagnahmt werden .

DaS Erdbeben in Japan
In Japan ist man außerordentlich öeunruhiAt darüber , daßder Heilige Berg des Landes , der „Fujiyama " . der berühmtesteVulkan , der seit dem Erdbeben in einem Wolkenmeer ver¬

schwunden -war , jetzt, nachdem das Wetter klar geworden ist,in völlig veränderter Gestalt wieder sichtbar wurde . Diese -Schicksal des Heiligen Berges sowie die Tatsache , Laß die Jn '
e !

Oschima in der Nähe von Yokohama , auf der sich ein Vulkan
befand , nach dem Beben verschivunden war und jetzt wi -. der
aufgctaucht ist, während der Vulkan sich heftig in Tätigkeit be¬
findet , lassen darauf schließen , daß die Neubildung der Erd¬
oberfläche an der japanischen Küste noch nicht beendet -ist InTokio haben neue schwere Erdstöße stattgefunden . — Der ja¬panische Botschafter in London erklärte einem Mitarbeiter der
„Daily Mail "

, daß die japanische Regierung annehme , der
Wiederaufbau von Tokio und Jokohama werde wohl Jahredauern . Die japanischen Industriegebiete und das Bergbau¬gebiet seien nicht in Mitleidenschaft gezogen worden . Die japa¬nische Regierung hat beschlossen, für den Wiederaufbau der
durch das Erdbeben zerstörten Gebiete die Summe von 530
Millionen Den (die dem - augenblicklichen Kursstände entspre¬
chend ungefähr 42 Milliarde » französische Franken an ?-ma -hen )
zu verwenden . Die Regierung glaubt , trotz -der a -igerblicklichen
Schwierigkeiten den Wiederaufbau mit dieser Summe durch¬
führen zu können .

Schweres Schiffsunglück in Kaliwr -iicu
In Asien und im Pazific nehmen die Z 'atur -reignisse , die

mit der japanischen Katastrophe in Zusaminenhaug ste -' eu,immer noch ihren Fortgang . Das Erdbeben in Koklutta siehtdamit ebenso im Zusammenhang wie rin schweres Schlssstin -
g -ück an der kalifornischen Küste , bei dem sieben am rilanische
Torpedobootszerstörer und der Postvampfer „ Kuba " sanken .
Das Unglück wird in amerikanischen Marine .'rei ' eu so crllärt ,
daß unterseeische Felsbi düngen , die früher nicht im Ber sich
des TichgangeZ größerer Schiffe lag -. n, durch die Katastrophe
in Japan gehoben worden sind .

Tms Unglück , das sich in der Nähe von St . Mighuel ereignete ,
stcM sich jetzt als der schwerste Unfall dar , der die amerikanische
Kriegsflotte jemals im Frieden betroffen hat . Um dem am
Samstag gescheiterten Dampfer „ Culba"

(dem früheren deut¬
schen Dampfer „ Coblenz "

) Hilfe zu leisten , wurden sieben Tor¬
pedoboote entsandt , die bei dem unsichtigen Wetter und hohem
Seegang gegen ein hundert Meter langes , bisher vollkommen
unbekanntes Ri '

s fuhren , und zwar mit größter Geschwindigkeit ,d . h. mit 36 Knoten die Stunde . 500 Mann der Besatzungen^ konnten gerettet werden , 25 bis 30 Matrosen ertranken und elwa
26 wurden schwer verletzt . Einige weitere werden vermißt .
Tie Mannschaft der „ Etwa "

, die u . a . 2-lA Millionen Dollars in
bar an Bord halte , wurde von dem Torpedoiäger . Nein »

" gebor -
j gen . Acht Passagiere werden vermißt .
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